
Das Personensorgerecht für das aus der geschiedenen 
Ehe stammende Kind wurde mit Einverständnis des 
Vaters der Mutter übertragen. Das Verkehrsrecht hat 
der Vater bis Weihnachten 1950 nicht ausgeübt. Er 
beantragte am 14. November 1950 zum ersten Male die 
Verkehrsregelung. Diese ist aber während der Weih­
nachtsferien nicht zur Durchführung gekommen, weil 
die Kindesmutter alle möglichen Einwendungen erhob, 
obwohl dem Vater das gesetzliche Verkehrsrecht zu­
steht. Schließlich wurde dem Vater durch Beschluß vom
9. März 1951 der Verkehr mit seinem Sohne während 
der Osterferien zugesprochen. Nach Ablauf der Ferien 
hat der Vater auf Wunsch seines Sohnes diesen nach 
Erfurt mitgenommen und nicht zur Mutter zurückge­
bracht. Diesen Schritt hat der Vater übereilt und 
unüberlegt getan. Gleichzeitig stellte der Bevollmäch­
tigte des Vaters den Antrag auf Übertragung des 
Sorgerechts. Am 10. April 1951 stellte der Bevollmäch­
tigte der Kindesmutter den Antrag auf Herausgabe des 
Kindes und Festsetzung einer Ordnungsstrafe. Nun 
setzte ein Schriftwechsel ein, der nur gegenseitige Be­
schuldigungen enthielt, sich aber mit dem Wohl des 
Kindes nicht befaßte.

Der Kindesvater und der Sohn wurden vernommen. 
Der Vater hat sein voreiliges Handeln bedauert, wäh­
rend der Sohn bei dem Vater zu bleiben wünschte. 
Daraufhin wurde der Beschluß vom 23. Mai 1951 er­
lassen, wonach Rainer bis zur endgültigen Entscheidung 
über das Sorgerecht in E. verbleiben sollte. Dagegen 
hat die Kindesmutter durch ihren Bevollmächtigten 
Beschwerde eingereicht. Diese Beschwerde wurde vom 
Landgericht in E. durch Beschluß vom 3. Juli 1951 als 
unbegründet zurückgewiesen. Da die Kindesmutter nun 
nichts erreichen konnte, hat sie unter Nichtachtung der 
vorgenannten Beschlüsse den Sohn am 25. Juni 1951 
aus E. entführt.

Hieraus ist zu ersehen, daß sich die Kindesmutter 
über gerichtliche Anordnungen hinwegsetzt.

Bei der Zuteilung des Personensorgerechts muß in 
erster Linie das Wohl des Kindes in Betracht ge­
zogen werden. Es wäre bei der Gehässigkeit der 
geschiedenen Eheleute angebracht, das Personen­
sorgerecht beiden Eheleuten zu entziehen und für zwei 
Jahre der Abteilung Mutter und Kind zu übertragen, 
bis die Gemüter der Eltern sich beruhigt haben. Von 
dieser Übertragung ist Abstand genommen, da beide 
Eltern widersprochen haben.

Die Kindesmutter bewohnt nur ein Zimmer, welches 
sie mit ihrem Sohne teilen muß. Nach Ermittlungen ist 
das Kind genügend untergebracht. Die Mutter ist als 
Stenotypistin von 7 bis 18 Uhr täglich beschäftigt und 
kann sich während dieser Zeit um den Jungen nicht 
kümmern. Dieser ist sich dann selbst überlassen. Nach 
dem Schulunterricht muß er sich entweder in den 
Kinderhort begeben oder nach Hause gehen, wo er nur 
ein kaltes Zimmer vorfindet. Im kalten Zimmer kann 
er seine Schulaufgaben nicht erledigen und bringt daher 
schlechte Zeugnisse. Kommt die Mutter von ihrer Ar­
beit nach Hause, hat sie ihre Wirtschaft zu versehen. 
Um die Schularbeiten ihres Sohnes kann sie sich nicht 
kümmern.

Im Hause des Vaters dagegen findet Rainer ein ge­
regeltes Familienleben. Kommt er aus der Schule, dann 
findet er ein gemütliches Heim vor. Er kann seine 
Schulaufgaben unter der Aufsicht der jetzigen Ehe­
frau des Vaters verrichten; auch kann der Vater nach­
helfen. Die jetzige Ehefrau des Vaters ist für das Kind 
sehr eingenommen. Der Vater hat nur das Wohl des 
Kindes im Auge und will ihm auch eine bessere Schul­
bildung angedeihen lassen. Er kann ihm viel mehr 
bieten als die Mutter. Er soll zu einem tüchtigen 
Menschen in der jetzigen Gemeinschaft erzogen werden. 
All diese Vorteile hat er bei der Mutter nicht.

Der neunjährige Rainer ist durch die Beeinflussung 
der Eltern in seelische Bedrängnis geraten und kann 
heute noch nicht beurteilen, welcher Elternteil sein 
Bestes will.

Dieser Bedrängnis ist bei der Entscheidung Rechnung 
getragen worden, und das Gericht hält die Übertragung 
des Personensorgerechts an den Vater für am vorteil­
haftesten. Die Mutter hat das Kind jetzt vier Jahre 
nath der Ehescheidung gehabt; mit demselben Recht 
kann der Vater das Personensorgerecht jetzt für sich 
in Anspruch nehmen. Die geschiedenen Eltern müssen

sich bemühen, den gegenseitigen Haß fallen zu lassen 
und ihn nicht auf das Kind zu übertragen. Endlich 
müssen sie das Wohl des Kindes im Auge haben. Die 
Kindesmutter muß einsehen, daß sie sich um den Sohn 
wegen ihrer Berufstätigkeit nicht so kümmern kann, 
wie es einer Mutter zusteht. . . .
A n m e r k u n g :

Die Entscheidung kann nicht gebilligt werden. Das 
Gericht hat es zunächst unterlassen, die Frage zu 
prüfen, ob die Bestimmung des § 36 FGG noch An­
wendung findet, wonach für Sorgerechtssachen das 
Amtsgericht am Wohnsitz des Vaters zuständig ist. 
Schon nach bisher geltendem Recht gehört zu dem Be­
reich der Sorge für die Person des Kindes auch die 
Aufhebung des alten und die Begründung des neuen 
Wohnsitzes. Dadurch, daß die Mutter das Kind zu sich 
nach Berlin nahm und diesen Ort zum Mittelpunkt des 
gesamten Lebensverhältnisses des Kindes machte, hat 
sie ihren Willen, den bisherigen Wohnsitz des Kindes 
in Erfurt aufzuheben und für das Kind einen neuen 
Wohnsitz in Berlin zu begründen, eindeutig zum Aus­
druck gebracht. Das Gericht mußte sich also in erster 
Linie bei der Entscheidung des Antrages des Vaters, 
der Mutter das Personensorgerecht zu entziehen, die 
Frage vorlegen, ob seine Zuständigkeit überhaupt ge­
geben sei, da zu diesem Zeitpunkt das Sorgerecht der 
in Berlin wohnenden Mutter zustand. Es hätte sich 
für unzuständig erklären und die Angelegenheit an 
das Amtsgericht Berlin abgeben müssen.

Aber auch die sachliche Entscheidung verstößt gegen 
das Prinzip der Gleichberechtigung der Frau. Nach 
ständiger Rechtsprechung kann eine Änderung der 
Sorgerechtszuteilung zwischen geschiedenen Eltern 
nur dann erfolgen, wenn das Wohl des Kindes ge­
fährdet ist. Es genügt nicht die bloße Feststellung, daß 
das Kind es bei dem anderen Elternteil in diesem oder 
jenem Punkt besser haben könnte als bisher.

Wenn Mutter und Kind gemeinsam nur ein Zimmer 
bewohnen, so kann darin wohl kaum eine Gefährdung 
erblickt werden. Der Beschluß enthält in sich auch 
einen Widerspruch, wenn er einmal davon ausgeht, daß 
das Kind selbst es wünsche, beim Vater zu bleiben, 
während an anderer Stelle festgestellt wird, daß das 
neunjährige Kind durch die Beeinflussung seiner Eltern 
in seelische Bedrängnis geraten sei und heute noch 
nicht beurteilen könne, welcher Elternteil sein Bestes 
wolle. Wenn diese Feststellung getroffen wird, so 
konnte der Wunsch des Kindes nicht entscheidend be­
rücksichtigt werden, besonders wenn man bedenkt, daß 
das Kind sich im Zeitpunkt der Vernehmung vor Ge­
richt beim Vater befand und von ihm gegen die Mutter 
beeinflußt worden ist. Eine Beeinflussung des Kindes 
ist schon deshalb anzunehmen, weil die Eltern, wie der 
Beschluß feststellt, sich mit Gehässigkeiten überschüt­
teten. Aus diesem Grunde kam es erst recht darauf 
an, hier eine Entscheidung zu treffen, die sich nicht 
nach den augenblicklichen Wünschen des Kindes rich­
tete, sondern dem Wohl des Kindes und seiner wei­
teren Entwicklung am besten dient.

Aber gerade diese Frage wird in der Begründung des 
Beschlusses falsch behandelt. Wenn die Entscheidung 
feststellt, daß die Mutter jetzt vier Jahre nach der Ehe­
scheidung für das Kind gesorgt hat und mit demselben 
Recht nunmehr der Vater dieses Recht für sich in An­
spruch nehmen könne, so widerspricht eine solche Ent­
scheidung geradezu dem Wohl des Kindes. Es ist eine 
bekannte, allen Pädagogen geläufige Tatsache, daß 
Kinder soweit als möglich in dem Lebenskreis belassen 
werden sollten, an den sie sich gewöhnt haben. Nichts 
ist schlechter als ein ständiger Wechsel zwischen zwei 
verschiedenen Lebenskreisen. Die Tatsache, daß das 
Kind vier Jahre bei der Mutter roar, spricht also ge­
rade dafür, es bei diesem Zustand zu belassen, wenn 
nicht eine andere Lösung durch das Wohl des Kindes 
gebieterisch gefordert wird. Bei der gegenteiligen An­
sicht des Amtsgerichts drängt sich unwillkürlich die 
Frage auf: Wer bekommt das Kind nach weiteren vier 
Jahren?

Wenn der Beschluß auch damit begründet wird, daß 
sich die berufstätige Mutter, die von 7 bis 18 Uhr 
beschäftigt ist, nicht um das Kind kümmern könne und 
es während dieser Zeit in einem Kinderhort unter­
gebracht werden müsse, so ist dem entgegenzuhalten, 
daß dann allen berufstätigen Frauen das Sorgerecht für
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